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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Errichtung 
der „Nathan Peter Levinson Stiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Vom 28. August 2024

Auf Grund des § 15 des Stiftungsgesetzes für das Land Branden-
burg (StiftGBbg) vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18) wird hier-
mit die Anerkennung der „Nathan Peter Levinson Stiftung“ mit 
Sitz in Potsdam als rechtsfähig öffentlich bekannt gemacht.

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige und religionsgemeinschaftliche Zwecke (kirchliche 
Zwecke im Sinne des §  54 der Abgabenordnung [AO]) im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Religion, der Berufs-
bildung sowie der Wissenschaft und Forschung mit der Aus-
bildung von Rabbinern und Rabbinerinnen beziehungsweise 
Kantoren und Kantorinnen.

Die gemäß §  4 Absatz  1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs-
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat mit Zustimmung der zuständigen Spitzenorganisation 
die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 28. Au-
gust 2024 erteilt.

Auflösung 
der „Wolfgang und Monika Brachmann Stiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Vom 3. September 2024

Das Ministerium des Innern und für Kommunales hat die Wolf-
gang und Monika Brachmann Stiftung mit Sitz in Boitzen-
burger Land (Nummer 206 im Stiftungsverzeichnis der rechts-
fähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts mit Sitz im Land 
Brandenburg) mit Bescheid vom 10. Juli 2024 gemäß § 87 Ab-
satz  3 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 
2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 212) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 9 Satz 1 des Stiftungsgesetzes für das Land 
Brandenburg (StiftGBbg) vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18), 
das durch Artikel 42 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I 
Nr. 9 S. 19) geändert worden ist, aufgelöst.

Die Stiftung befindet sich in Liquidation. Die Liquidation er-
folgt durch den Vorstand.

Die Gläubigerinnen und Gläubiger der Stiftung werden auf-
gefordert, ihre Ansprüche unter

Wolfgang und Monika Brachmann Stiftung
Der Vorstand
c/o Wolfgang Brachmann
Paderborner Straße 1
10709 Berlin

unverzüglich anzumelden.

Vereinbarung über die Verbandssatzung 
des Zweckverbandes  

Bioabfallverwertung Schwanebeck

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Gesch.Z.: 33.347-21 
Vom 20. August 2024

I. 
Genehmigung

Gemäß § 41 Absatz 3 Nummer 3 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) ge-
nehmige ich als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde nach § 42 
Absatz 5 Satz 1 GKGBbg in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1 
des Staatsvertrages zwischen dem Land Brandenburg und dem 
Land Sachsen-Anhalt über die grenzüberschreitende kommu-
nale Zusammenarbeit in Zweckverbänden und durch Zweck-
vereinbarungen vom 8. April 1997 (GVBl. I Nr.  10, S. 108) 
die mir vorgelegte Vereinbarung über die Verbandssatzung 
des Zweckverbandes Bioabfallverwertung Schwanebeck vom 
11. Juli 2024. Die Genehmigung ergeht nach Artikel 3 Absatz 2 
Satz  1 des vorgenannten Staatsvertrages im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sach-
sen-Anhalt. Der Zweckverband entsteht am Tag nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung der Verbandssatzung im Amtsblatt 
für Brandenburg (§ 14 Absatz 2 Satz 1 GKGBbg).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Potsdam erhoben 
werden.

Im Auftrag

Stevener
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durch Beschluss über die Änderung der Verbandssatzung, die 
einer Genehmigung der zuständigen Kommunalaufsichts-
behörde bedarf. Im Übrigen finden § 32 Absatz 2 bis 7 GKGBbg 
Anwendung.

§ 3 
Aufgaben

(1) Aufgabe des Zweckverbandes ist die Durchführung einer 
hochwertigen Verwertung von Bioabfällen in einer Vergärungs-
anlage mit anschließender Kompostierung der Gärreste ent-
sprechend den gesetzlichen Vorgaben für die beteiligten Ver-
bandsmitglieder in deren Auftrag sowie der Betrieb einer 
geschlossenen Kompostierungsanlage bis zur Errichtung der 
gewünschten Zielstruktur in der Anlaufphase. Die Mitglieder 
selbst bleiben dabei öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger  
i. S. v. § 2 Abs. 1 BbgAbfBodG i. V. m. dem KrWG; eine Auf-
gabenübertragung auf den Zweckverband findet nicht statt.

(2) Der bei der Verwertung anfallende Kompost sowie die bei  
der Verwertung anfallenden End- und Nebenprodukte, insbeson- 
dere Wärme, Biogas oder aus dem Biogas gewonnener Strom 
oder gewonnenes Biomethan, sind durch Eigennutzung oder 
Verkauf einer wirtschaftlichen Nutzung oder einer ordnungs-
gemäßen Entsorgung zuzuführen.

(3) Der Zweckverband kann zur Erfüllung seiner Aufgaben 
Gesellschaften gründen und sich an diesen beteiligen. In die-
sem Fall gründet und verwaltet der Zweckverband die Gesell-
schaftsanteile nach den gesetzlichen Vorgaben der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf).

(4) Die Verwaltungs- und Kassengeschäfte des Zweckver-
bandes einschließlich der Personalverwaltung nimmt dieser 
in eigener Verantwortung wahr. Der Zweckverband ist für die 
Vollstreckung seiner Forderungen auf eigene Kosten selbst zu-
ständig, § 17 Abs. 2 Nr. 5, 1. Alt. VwVGBbg.

§ 4 
Organe und Verfassung

(1) Organe des Zweckverbandes sind:

a)	 die Verbandsversammlung,
b)	 die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher (Ver-

bandsleitung).

§ 5 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung, 

Verbandsversammlungsvorsitz

(1) Die Verbandsversammlung setzt sich aus Vertreterinnen 
und Vertretern (Vertretungspersonen) der Verbandsmitglieder 
zusammen. Jedes Verbandsmitglied entsendet gemäß den 
kommunalrechtlichen Vorgaben eine Vertretungsperson in die 
Verbandsversammlung; es gilt § 19 Abs. 3 GKGBbg.

(2) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte einen Vor-
sitzenden oder eine Vorsitzende sowie eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter für die Dauer von 5 Jahren.

II.

Die Vereinbarung über die Verbandssatzung hat folgenden 
Wortlaut:

„Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Bioabfallverwertung Schwanebeck

Auf Grundlage der §§  10 Absatz  1 sowie 13 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 
(GKGBbg) vom 10.  Juli 2014 (GVBl. I Nr.  32), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl. I  
Nr. 38), § 3 Absatz 4 Brandenburgisches Abfall- und Boden-
schutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBl. I Nr. 5, 
S. 40), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 7 des Gesetzes 
vom 25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5, S. 5), sowie dem Gesetz 
zum Staatsvertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem 
Land Sachsen-Anhalt über die grenzüberschreitende kommu-
nale Zusammenarbeit in Zweckverbänden und durch Zweck-
vereinbarungen vom 8. April 1997 (GVBl. I Nr. 10) haben die 
Landeshauptstadt Potsdam, die Stadt Brandenburg an der Havel 
sowie die Landkreise Havelland, Ostprignitz-Ruppin und Sten-
dal nachfolgende Verbandssatzung des Zweckverbandes Bio-
abfallverwertung Schwanebeck vereinbart:

§ 1 
Name, Rechtsform, Sitz

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband Bio-
abfallverwertung Schwanebeck“. Er ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts und verwaltet seine Angelegenheiten im 
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung.

(2) Sitz des Zweckverbandes ist Nauen, Landkreis Havelland.

§ 2 
Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind:

a)	 Landeshauptstadt Potsdam,
b)	 Stadt Brandenburg an der Havel,
c)	 Landkreis Havelland,
d)	 Landkreis Ostprignitz-Ruppin,
e)	 Landkreis Stendal.

(2) Andere für die Bioabfallverwertung zuständige Kommunen 
im Sinne des § 1 Absatz 3 GKGBbg oder kommunale Unter-
nehmen können dem Zweckverband beitreten. Über den An-
trag auf Beitritt entscheidet die Verbandsversammlung durch 
Beschluss über die Änderung der Verbandssatzung, die einer 
Genehmigung der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde be-
darf.

(3) Der Austritt eines Verbandsmitgliedes ist auf Antrag des 
Verbandsmitgliedes zum Ende eines Wirtschaftsjahres, jedoch 
frühestens zwanzig Jahre nach Gründung des Zweckverban- 
des zulässig. Der Antrag auf Austritt muss mindestens ein Jahr  
vorher schriftlich beim Zweckverband gestellt werden. Über 
den Antrag auf Austritt entscheidet die Verbandsversammlung 
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§ 6 
Stimmrechte der Verbandsmitglieder

(1) Die Stimmen der Verbandsmitglieder in der Verbandsver-
sammlung richten sich nach den prognostizierten Kontingent-
mengen für Bioabfallanlieferung zu Beginn der Kooperation 
(Planmengen), wobei je angefangene Menge von 3.000 Tonnen 
Planmenge einer Stimme entspricht. Dies zugrunde gelegt er-
gibt sich nachfolgende Stimmenzusammensetzung:

Mitglied Stimmenzahl
Landeshauptstadt Potsdam 3 
Stadt Brandenburg an der Havel 1
Landkreis Havelland 4
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 1
Landkreis Stendal 4

(2) Die Stimmen eines Verbandsmitglieds können nur voll-
ständig und einheitlich abgegeben werden.

(3) Diese Stimmzahlen werden alle drei Jahre gemäß dem in 
Absatz  1 Satz  1 vorgesehenen Verteilungsschlüssel auf Basis 
der im Durchschnitt in den letzten drei Jahren von den Ver-
bandsmitgliedern tatsächlich angelieferten Bioabfallmengen 
angepasst, wenn sich die angelieferten Bioabfallmengen ab-
weichend von den Planmengen entwickelt haben. Grundlage 
hierfür sind die zum Zeitpunkt der Anpassung bereits vollständig 
verfügbaren Jahresanlieferungsmengen. Eine Anpassung findet 
erstmalig zum 01.01.2030 statt.

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist das oberste Organ des 
Zweckverbandes. Sie entscheidet über alle Angelegenheiten 
des Zweckverbandes, soweit gesetzlich oder durch diese Ver-
bandssatzung nichts Anderes bestimmt ist. Sie überwacht die 
Durchführung ihrer Entscheidungen.

(2) Die Verbandsversammlung ist insbesondere originär zu-
ständig für folgende Angelegenheiten:

a)	 die Feststellung des Wirtschaftsplanes, des Jahresabschlus- 
ses,

b)	 Grundstücksangelegenheiten,
c)	 den Erlass einer Geschäftsordnung für die Verbandsver-

sammlung,
d)	 die Wahl und Abwahl der Verbandsleitung,
e)	 die Entlastung der Verbandsleitung,
f)	 Austritt von Verbandsmitgliedern,
g)	 Aufnahme neuer Verbandsmitglieder,
h)	 die Auflösung des Zweckverbandes, Aufhebung der Ver-

bandssatzung,
i)	 Änderung der Verbandssatzung, insbesondere Änderung 

der Verbandsaufgaben,
j)	 Änderung des Maßstabs nach § 29 GKGBbg,
k)	 Änderung der Stimmverteilung in der Verbandsversamm- 

lung gem. § 6,
l)	 Erwerb und die Veräußerung des wirtschaftlichen Eigen-

tums von Anlagen oder Anlagenteilen,

m)	 Erweiterung und Stilllegung von Anlagen oder von An-
lagenteilen,

n)	 die Gründung, Änderung, Beitritt, Kapitalerhöhung/-herab-
setzung und Abwicklung/Beendigung/Kündigung von Toch-
ter- und Beteiligungsgesellschaften,

o)	 die Weisung an den Verbandsvorsteher/die Verbandsvor-
steherin zur Bestellung von Geschäftsführern und Geschäfts- 
führerinnen bei Tochter- und Beteiligungsunternehmen,

p)	 Abschluss, Kündigung/Beendigung und Änderung von Ver- 
trägen zwischen Zweckverband und Betriebsgesellschaft, 
insbesondere eines Betriebsführungsvertrages mit der Be-
triebsgesellschaft,

q)	 Kreditgewährungen, Schenkungen, Kreditaufnahmen, Über- 
nahmen bzw. Änderungen von Bürgschaften, Sicherheiten 
und sonstigen Gewährverträgen für den Zweckverband,

r)	 alle Angelegenheiten in Gesellschafterversammlungen von 
Tochtergesellschaften und Beteiligungsunternehmen inkl. et-
waige Betriebsführungsverträge von Tochtergesellschaften.

§ 8 
Durchführung der Verbandsversammlung

(1) Der oder die Vorsitzende der Verbandsversammlung leitet 
die Verbandsversammlung und beruft sie jeweils unter Mit-
teilung der Tagesordnung ein. Zwischen dem Zugang der La-
dung und dem Sitzungstag muss eine Frist von mindestens 
vier Wochen liegen. Für die Einladung und Übersendung von 
Unterlagen gelten die Regelungen der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg.

Die Verbandsversammlung ist mindestens einmal im Jahr zu 
einer Sitzung einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn dies die Geschäftslage erfordert oder wenn es die Ver-
bandsleitung oder 1/3 der satzungsgemäßen Stimmen schrift-
lich verlangen.

(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr  
als 2/3 der satzungsgemäßen Stimmen anwesend sind. Sie  
entscheidet grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen. Die Verbandsversammlung tagt  
grundsätzlich in Präsenzsitzung. Vertretungspersonen können  
auf begründeten Antrag an der Sitzung per Video teil-
nehmen, soweit dies technisch möglich ist. Ein begründeter 
Fall liegt vor, wenn die Vertretungsperson anderenfalls  
ihre persönliche Teilnahme an der Sitzung aus beruflichen, fa-
miliären, gesundheitlichen oder vergleichbaren Gründen nicht 
ermöglichen könnte. § 34 Absatz 2 Satz 5 ff. BbgKVerf findet 
entsprechend Anwendung.

(3) Abweichend hiervon ist Einstimmigkeit erforderlich bei 
Entscheidungen über:

a)	 Grundstücksangelegenheiten,
b)	 Abschluss, Kündigung/Beendigung und Änderung von Ver- 

trägen zwischen Zweckverband und Betriebsgesellschaft, 
insbesondere eines Betriebsführungsvertrages mit der Be-
triebsgesellschaft,

c)	 Veräußerung des wirtschaftlichen Eigentums von Anlagen 
oder Anlagenteilen des Zweckverbandes oder von Tochter-
gesellschaften sowie von Anteilen an dieses wirtschaftliche 
Eigentum haltenden Gesellschaften,
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d)	 Erweiterung und Stilllegung von Anlagen oder von An-
lagenteilen,

e)	 Gründung, Änderung, Beitritt, Kapitalerhöhung/-herabset- 
zung und Abwicklung/Beendigung/Kündigung von Toch-
ter- und Beteiligungsgesellschaften,

f)	 Aufhebung der Verbandssatzung,
g)	 Satzungsänderungen, die die erforderlichen Mehrheiten 

nach Absatz 3 und Absatz 4 betreffen,
h)	 Satzungsänderungen, die Austritt/Kündigung/Ausschluss 

von Verbandsmitgliedern sowie Aufnahme neuer Verbands-
mitglieder oder Stimmverteilung in der Verbandsversamm- 
lung betreffen,

i)	 Änderungen der Regelungen der Verbandssatzung über die 
Ermächtigung der Verbandsleitung für Abstimmungen in 
Gesellschafterversammlungen von Tochtergesellschaften/
Beteiligungsgesellschaften sowie

j)	 Änderung des Maßstabs nach § 29 GKGBbg,
k)	 Änderung der Stimmverteilung in der Verbandsversamm- 

lung gem. § 6,
l)	 Änderung der Verbandsaufgaben,
m)	 Kreditgewährungen, Schenkungen, Kreditaufnahmen, Über- 

nahmen bzw. Änderungen von Bürgschaften, Sicherheiten 
und sonstigen Gewährverträgen von erheblicher wirtschaft-
licher Bedeutung für den Zweckverband; erhebliche 
wirtschaftliche Bedeutung liegt vor ab einem Wert von 
500.000,00 Euro.

(4) Einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmen bedürfen:

-	 die Aufnahme neuer Mitglieder,
-	 der Austritt von Verbandsmitgliedern.

(5) Über die Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen, die vom Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung zu unterzeichnen sowie den Verbandsmitgliedern in 
Kopie zu übersenden ist.

§ 9 
Verbandsvorsteherin oder Verbandsvorsteher  

(Verbandsleitung)

(1) Die Verbandsleitung ist ehrenamtlich tätig.

(2) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher (Ver-
bandsleitung) sowie deren Stellvertreterin oder Stellvertreter 
werden abweichend von § 21 Absatz 1 Satz 1 und § 24 Absatz 1 
Satz 1 GKGBbg von der Verbandsversammlung für die Dauer 
von 5 Jahren gewählt.

(3) Die Verbandsleitung führt die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung des Zweckverbandes nach Maßgabe der Geset-
ze, der Verbandssatzung und der Beschlüsse der Verbands-
versammlung. Sie vertritt den Zweckverband gerichtlich und 
außergerichtlich.

(4) Die Verbandsleitung hat die Verbandsversammlung über 
alle wichtigen Angelegenheiten des Zweckverbandes zu unter-
richten.

(5) Die Verbandsleitung vertritt den Zweckverband in Gre-
mien von Beteiligungsgesellschaften nach den gesetzlichen 

Vorgaben. Die Ausübung des Stimmrechts in Beteiligungs-
gesellschaften bedarf der vorherigen Zustimmung der Ver-
bandsversammlung (vgl. § 7 Abs. 2 lit. r).

§ 10 
Aufwandsentschädigungen, Personal

Aufwandsentschädigungen, Tagegelder und Reisekosten werden 
in einer eigenen Satzung, die von der Verbandsversammlung 
erlassen wird, geregelt. Der Zweckverband kann eigenes Per-
sonal führen.

§ 11 
Finanzierung, Umlage, Sonderumlage

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitgliedern ge-
mäß § 29 GKGBbg eine Verbandsumlage, soweit seine sons- 
tigen Erträge, Einzahlungen und nicht benötigten Finanzmittel 
nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu decken.

(2) Der Maßstab für die Bemessung der Umlage bestimmt sich 
nutzungsorientiert nach den angelieferten Bioabfallmengen, 
Voranmeldemengen bzw. den entsprechenden Planmengen. Die 
anteilige Aufteilung der Umlage richtet sich nach Anlage 1, die 
Bestandteil dieser Satzung ist.

(3) Darüber hinaus erhebt der Zweckverband von seinen Ver- 
bandsmitgliedern einmalig eine Sonderumlage für zur Er-
richtung des Zweckverbandes notwendigen Kosten, ins-
besondere Kosten für Gründungsaufwand zur Gründung einer 
Betriebsgesellschaft. Einzelheiten dazu sind in Anlage  1 ge-
regelt.

§ 12 
Wirtschaftsführung, Rechnungswesen,  

Jahresabschlussprüfung

(1) Auf die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und die 
Jahresabschlussprüfung des Zweckverbandes finden die Vor-
schriften über die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen 
und die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe des Landes 
Brandenburg sinngemäß Anwendung.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Zweckverbandes ist das Kalender-
jahr.

(3) Der Zweckverband hat keine Gewinnerzielungsabsicht.

§ 13 
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Lagebericht

(1) Der Zweckverband erlässt für jedes Wirtschaftsjahr vor des-
sen Beginn einen Wirtschaftsplan.

(2) §§  14 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung Brandenburg 
(EigV) finden entsprechende Anwendung.

(3) Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichts ist von 
der Verbandsleitung bis zum 31. März des Folgejahres aufzu-
stellen und zu unterzeichnen. Im Übrigen gelten die §§ 21 bis 26  
der EigV des Landes Brandenburg.
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(4) Der Jahresabschluss sowie der Lagebericht sind der Ver-
bandsversammlung vorzulegen.

(5) Die Verbandsversammlung hat auf Vorlage der Verbands-
leitung bis spätestens zum 31.  Dezember des auf das Wirt-
schaftsjahr folgenden Kalenderjahres über

1.	 die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses und die 
Ergebnisverwendung und

2.	 die Entlastung der Verbandsleitung

getrennt zu beschließen. Die Beschlüsse nach Satz 1 sind gemäß 
§ 33 Absatz 3 Satz 1 EigV des Landes Brandenburg bekannt-
zumachen. Der Jahresabschluss und der Prüfungsvermerk sind 
eine Woche an einer bestimmten Stelle des Verbandssitzes zu 
jedermanns Einsicht auszulegen. In der Bekanntmachung nach 
Satz 2 sind genaue Angaben über den Ort sowie den Beginn 
und das Ende der Auslegung zu machen.

§ 14 
Prüfung

Für die örtliche Prüfung des Zweckverbandes findet §  30 
GKGBbg Anwendung.

§ 15 
Bekanntmachungen

(1) Die Verbandssatzung und ihre Änderungen werden von der 
Kommunalaufsichtsbehörde im „Amtsblatt für Brandenburg“ 
öffentlich bekannt gemacht.

(2) Sonstige Satzungen und Mitteilungen sowie Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlung werden 
im Internet auf der Seite www.bioabfall-schwanebeck.de gem. 
§ 5a der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von 
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften in den 
Gemeinden, Verbandsgemeinden, Ämtern und Landkreisen des 
Landes Brandenburg vom 01.12.2000 bekannt gemacht.

§ 16 
Auflösung und Auseinandersetzung, Ausscheiden

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes erfolgt durch Auf-
hebung der Verbandssatzung. § 14 GKGBbg gilt entsprechend.

(2) Im Falle der Auflösung des Zweckverbandes richtet sich 
die Verteilung des Vermögens des Zweckverbandes und sei-
ner unternehmerischen Beteiligungen einvernehmlich nach 
den Grundsätzen des zwischen den Verbandsmitgliedern ab-
geschlossenen Konsortialvertrages. Im Übrigen findet §  33 
GKGBbg Anwendung.

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, 
ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, wird zwi-
schen dem ausscheidenden Verbandsmitglied und dem Zweck-
verband sowie ggf. seine verbleibenden Verbandsmitglieder 
eine Auseinandersetzungsvereinbarung auf Grundlage des zwi-
schen den Verbandsmitgliedern abgeschlossenen Konsortial-
vertrages abgeschlossen. Im Übrigen findet § 32 GKGBbg An-
wendung.

§ 17 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

Rathenow, den 8. Juli 2024	 Rathenow, den 8. Juli 2024

gez. Roger Lewandowski	 gez. Elke Nermerich
Landrat Landkreis Havelland	 Beigeordnete

Potsdam, den 11. Juli 2024	 Potsdam, den 11. Juli 2024

gez. Mike Schubert	 gez. Brigitte Meier
Oberbürgermeister	 Beigeordnete
Landeshauptstadt Potsdam

Neuruppin, den 3. Juli 2024	 Neuruppin, den 3. Juli 2024

gez. Ralf Reinhardt	 gez. Werner Nüse
Landrat	 Beigeordneter
Landkreis Ostprignitz-Ruppin

Brandenburg, den 7. Juli 2024	 Brandenburg, den 5. Juli 2024

gez. Steffen Scheller	 gez. Thomas Barz
Oberbürgermeister	 Beigeordneter
Stadt Brandenburg
an der Havel

Stendal, den 9. Juli 2024	 Stendal, den 9. Juli 2024

gez. Patrick Puhlmann	 gez. Sebastian Stoll
Landrat	 Beigeordneter
Landkreis Stendal

Anlage 1 zur Verbandssatzung

A.	 Allgemeine Regelungen der Verbandsumlage

(1) Die vom Zweckverband erhobene, regelmäßige Verbands-
umlage umfasst alle beim Zweckverband anfallenden Auf-
wendungen und Kosten, die nicht durch sonstige Erträge, 
Einzahlungen und nicht benötigte Finanzmittel des Zweck-
verbandes gedeckt sind. Sie ist von den Mitgliedern nach dem 
unter Buchstabe A Abs. 5 festgelegten Schlüssel zu entrichten 
und wird auf Grundlage des Wirtschaftsplanes des Zweckver-
bandes erhoben.

(2) Die Kosten der Bioabfallverwertung werden auf Grund-
lage eines Selbstkostenerstattungspreises nach VO PR 30/53 
der Betriebsgesellschaft ermittelt und getrennt nach den nach-
folgenden Kostenbereichen festgestellt. Für die Zwecke der 
Aufstellung des Wirtschaftsplanes erfolgt eine Vorkalkulation 
dieses Selbstkostenerstattungspreises:

a.	 Fixkosten für die Neuerrichtung der Verwertungsanlage:

Der Zweckverband beabsichtigt eine zu gründende Betriebs-
gesellschaft mit dem Betrieb und der Erweiterung einer Ver-
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wertungsanlage zu beauftragen. Die hierbei entstehenden In-
vestitionskosten, d. h. die kalkulatorischen Kosten auf Grund 
der Erstinvestitionen in dem Bauabschnitt 2 zur Errichtung der 
Vergärungsanlage, der Nebenanlagen der Vergärungsanlage zur 
Biogasaufbereitung und Biogasnutzung und der weiteren bau-
lichen Investitionen, die zur Verarbeitung der über die Kapa- 
zität des 1. Bauabschnittes (ca. 27.000 Mg/a) hinausgehenden 
Abfallmengen erforderlich sind, sollen durch die Betriebs-
gesellschaft über Darlehen finanziert werden. Zur Deckung der 
Kapital- und Finanzierungskosten soll die Betriebsgesellschaft 
dem Zweckverband monatlich im Voraus, insbesondere die 
Abschreibungen auf Anlagevermögen, die Zinsen auf die für 
die Finanzierung erforderlichen Darlehen und etwaig weitere 
Kosten der Kapitalbeschaffung, in Rechnung stellen. Bei diesen 
Kosten handelt es sich um Fixkosten für die Neuerrichtung der 
Verwertungsanlage.

b.	 Kosten Störstoffentsorgung:

Hierunter fallen alle Kosten, die der Betriebsgesellschaft bei 
der Entsorgung der nicht zur Behandlung in der Anlage ge-
eignete Abfallchargen/Stoffe entstehen.

In den ersten drei Jahren nach Beginn der gemeinsamen Ver-
wertung von Abfällen am Standort Schwanebeck werden diese -  
mit Ausnahme der Entsorgungskosten von insgesamt nicht be-
handlungswürdigen Fahrzeugladungen - zu den allgemeinen 
Betriebskosten im Sinne von Ziffer 2 lit. c gezählt.

c.	 Allgemeine Betriebskosten:

Der Zweckverband beabsichtigt eine neu zu gründende Be-
triebsgesellschaft mit dem Betrieb der Verwertungsanlage zu 
beauftragen. Die Betriebsgesellschaft wird dem Zweckver-
band alle anfallenden Betriebskosten unter Einhaltung der Vor-
schriften der VO PR 30/53 in Rechnung stellen. Allgemeine 
Betriebskosten sind Betriebskosten des Anlagenbetriebes inkl. 
Personalkosten, Instandhaltungskosten, Kosten für Betriebs-
mittel, Fahrzeugkosten, der kalkulatorischen Kosten für die 
Übernahme der Altanlagenteile, die kalkulatorischen Kosten 
der Errichtung der Anlieferhalle, der Biofilteranlage und weite-
ren Einrichtungen des Bauabschnittes 1 unter Berücksichtigung 
der Erlöse und sonstigen Verwertungskosten.

Die Abrechnung durch die Betriebsgesellschaft soll monat-
lich im Voraus anhand einer zwischen dem Zweckverband 
und der Betriebsgesellschaft jährlich bis zum 30.06. des Vor-
jahres abgestimmten Prognose erfolgen. Die Prognose der 
Betriebskosten berücksichtigt den Ausgleich von Über- und 
Unterzahlungen aus dem laufenden und erforderlichenfalls 
vorhergehenden Betriebsjahren und beinhaltet erforderliche 
Risikoaufschläge.

Der Betriebsgesellschaft wird gestattet, betrieblich erforder-
liche Rücklagen zu bilden.

(3) Die Kosten der Verbandsverwaltung sind sonstige Kosten 
des Zweckverbandes, die zur Aufrechterhaltung des Betriebs 
und zur Erfüllung seiner satzungsmäßigen Aufgaben notwendig 
sind. Hierzu gehören insbesondere:

-	 Aufwandsentschädigungen für Gremienmitglieder nach der 
Satzung für Aufwandsentschädigungen und Reisekosten,

-	 Reisekostenerstattung nach der Satzung für Aufwands-
entschädigungen und Reisekosten,

-	 Kosten für Führung des Zweckverbandes, insbesondere die 
Verbandsleitung,

-	 Kosten für die Wirtschaftsprüfung und die Erstellung des 
Jahresabschlusses des Zweckverbandes,

-	 allgemeine Kosten des Zweckverbandes zur Erledigung 
seiner satzungsmäßigen Aufgaben, wie beispielsweise Kos-
ten für Dienstleistungen etc.,

-	 Kosten des Zweckverbandes für die eventuelle Inanspruch-
nahme einer von ihm erteilten Bankbürgschaft,

-	 Kosten für die Absteuerung von Mengen der Verbandsmit-
glieder in Drittanlagen.

(4) Für die Berechnung der von den Mitgliedern zu tragenden 
Anteile werden die folgenden Maßstäbe (Verbandsumlagemaß-
stab) angesetzt:

a.	 Planmenge: 
Jedes Mitglied hat dem Zweckverband eine verbindliche, 
jährliche Abfallmenge genannt, die für dieses Mitglied in 
der Verwertungsanlage behandelt werden soll. Die Summe 
der gemeldeten Abfälle bildet die Grundlage für die Aus-
legung der Anlagenkapazität und damit für die Höhe der 
Investition.

Die Planmenge ist unabhängig von den tatsächlich an-
gelieferten Mengen und bleibt bis zur vollständigen 
Abschreibung des 2. Bauabschnittes der Verwertungs-
anlage (Vergärungsanlage) unverändert. Die Planmen- 
gen sind wie folgt verteilt:

Mitglied Menge 
[Mg/a]

Anteil in 
Prozent

Landkreis Havelland 12.000 31,7 %
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 3.000 7,9 %
Landeshauptstadt Potsdam 8.700 23,0 %
Stadt Brandenburg an der Havel 2.600 6,9 %
Landkreis Stendal 11.500 30,4 %

Treten weitere Mitglieder dem Zweckverband bei, werden 
die Mengen und Anteile von den Mitgliedern durch Be-
schluss der Verbandsversammlung an die veränderten Ver-
hältnisse angepasst.

b.	 Voranmeldemenge:
Die Verbandsmitglieder melden ihre erwarteten Mengen 
des Folgejahres bis zum 31.05. des Jahres. Die Verbands-
versammlung legt auf Grundlage der Meldung der Ver-
bandsmitglieder bis spätestens 31.10. eines Jahres die er-
warteten Bioabfallmengen als Grundlage der Umlage durch 
Beschluss fest (Voranmeldemenge).

c.	 Tatsächlich gelieferte Abfallmengen: 
Die tatsächlich gelieferten Abfallmengen sind die einem 
Verbandsmitglied zuzurechnenden Mengen Bioabfall, die 
angeliefert wurden.
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(5) Die Kosten werden für die Ermittlung des Umlageanteils 
eines jeden Verbandsmitgliedes wie folgt geteilt:

a.	 Fixkosten für die Neuerrichtung der Verwertungsanlage 
werden im Verhältnis der Planmengen der Verbandsmit-
glieder aufgeteilt.

b.	 Kosten Störstoffentsorgung werden gemäß der tatsäch-
lich gelieferten Abfallmengen des Vorjahres, in den ersten  
fünf Jahren seit Gründung des Zweckverbandes nach den 
Voranmeldemengen, in Verbindung mit der ermittelten 
Störstoffquote aufgeteilt.

c.	 Weitere Betriebskosten werden nach den tatsächlich ge-
lieferten Abfallmengen des Vorjahres, in den ersten  
fünf Jahren seit Gründung des Zweckverbandes nach den 
Voranmeldemengen, aufgeteilt.

d.	 Kosten der Verbandsverwaltung werden nach den tatsäch-
lich gelieferten Abfallmengen des Vorjahres, in den ersten 
fünf Jahren seit Gründung des Zweckverbandes nach den 
Voranmeldemengen, aufgeteilt.

B.	 Regelungen zum Ausgleich von Unter- und Übermengen 
der Verbandsmitglieder

(1) Die Kostenteilung für die Fixkosten für die Neuerrichtung 
der Verwertungsanlage erfolgt gemäß der beiden Grundsätze:

I.	 Übernahme individueller wirtschaftlicher Verantwortung 
im Zweckverband

Die Kooperation basiert auch auf dem Grundprinzip, dass 
mit der Zweckverbandsbildung und der Errichtung sowie 
dem Betrieb einer Vergärungsanlage eine finanzielle Ver-
antwortung verbunden ist, die von jedem der Partner indi-
viduell zu tragen ist.

II.	 Vergemeinschaftung von wirtschaftlichen Vorteilen im 
Zweckverband

Die Kooperation basiert auch auf dem Grundprinzip, dass 
durch die Kooperation in einem Zweckverband Synergien 
für jeden der Partner erreicht werden, die er ansonsten im 
Falle eines alleinigen Handelns nicht hätte.

(2) Für den Umgang mit Mehr- oder Mindermengen der einzel-
nen Zweckverbandsmitglieder im Verhältnis zu ihren Plan-
mengen bedeutet dies:

I.	 Mehr-/Mindermengen innerhalb der Behandlungskapazität 
der Anlage

-	 Trägt ein Partner innerhalb der Kooperation durch die 
Überlassung zusätzlicher, über den vereinbarten Rah-
men hinausgehender Abfallmengen zur Auslastung der 
Anlagenkapazitäten bei, so werden diese zusätzlichen 
Vorteile geteilt, indem im Gegenzug Partner, denen 
Nachteile aus dem Nichterreichen ihrer Planmengen 
erwachsen, vor einem wirtschaftlichen Schaden ge-
schützt werden.

-	 Sollten alle Partner ihre jeweilige Planmenge erreichen, 
so werden ggf. resultierende Kostenvorteile aus der 
Überlassung von Übermengen gleich zwischen den 

Partnern aufgeteilt, die Teilung der Kosten gemäß A 2 (a)  
erfolgt im Verhältnis der tatsächlich gelieferten Abfall-
mengen des Vorjahres, in den ersten fünf Jahren seit 
Gründung des Zweckverbandes nach den Voranmelde-
mengen.

II.	 Mehrmengen oberhalb der Behandlungskapazität der An-
lage

Die Vergärungs- bzw. Kompostierungsanlage ist für eine 
maximale Behandlungsmenge für die Kompostierungs-
stufe und für eine maximale Behandlungsmenge für die 
Vergärungsstufe ausgelegt bzw. genehmigt. Falls diese 
Mengen überschritten werden, erfolgt die Absteuerung zu 
anderen Anlagen.

Die Kosten der Absteuerung werden den nach Ausschöp- 
fung der Gesamtkapazität die Überlieferung anteilig ver-
ursachenden Verbandsmitgliedern zugerechnet, wenn die 
Absteuerungskosten über dem Wert der mittleren Ver-
wertungskosten ohne Absteuerungskosten liegen bzw. in 
die Kalkulation der Verbandsumlage anteilig einbezogen, 
wenn die Absteuerungskosten unter dem Wert der mittleren 
Verwertungskosten ohne Absteuerungskosten liegen.

Sonstige Absteuerungskosten auf Grund betrieblicher 
Gründe stellen Betriebskosten der Anlage dar.

III.	Störstoffe

Kosten der Aufbereitung und Störstoffentfrachtung von Ab-
fällen werden unabhängig von der Qualität des Bioabfalls 
allen Partnern anteilig zugewiesen, Entsorgungskosten für 
Störstoffe sind grundsätzlich in Abhängigkeit der Höhe des 
individuellen Störstoffanteils zu tragen. Unabhängig davon 
werden die Entsorgungskosten von insgesamt nicht be-
handlungswürdigen Fahrzeugladungen innerhalb der Dar- 
stellung des Selbstkostenerstattungspreises nach Verur- 
sachern spezifiziert geführt und bei der Aufstellung des 
Wirtschaftsplans separat berücksichtigt.

C.	 Abschlagszahlungen und Anpassung der Umlage

Für Umlagen erhebt der Zweckverband ratierliche Abschlags-
zahlungen auf Grundlage des gültigen Wirtschaftsplanes. Diese 
Abschlagszahlungen errechnen sich nach den Regelungen zur 
Kostenaufteilung gemäß Ziff. A des jeweiligen Jahres. Nach 
Abschluss eines Jahres werden die tatsächlich gelieferten Men-
gen dieses Jahres und die dafür erforderlichen Kosten ermittelt 
und bei der Ermittlung des nächstfolgenden Wirtschaftsplanes 
berücksichtigt. Nicht verbrauchte oder zu geringe Umlage-
beträge werden hierbei durch Anpassung der Umlage des je-
weiligen Mitgliedes unter Berücksichtigung der Regelungen 
der Ziff. B. ausgeglichen. Ist ein Mitglied aus dem Zweckver-
band ausgeschieden, wird der ggf. zu viel oder zu wenig ge-
leistete Differenzbetrag bei der Auseinandersetzungsverein-
barung berücksichtigt.

Bis zum 30.09. eines Wirtschaftsjahres erfolgt eine Über-
prüfung, ob der Wirtschaftsplan - insbesondere bei zu geringer 
Höhe der Verbandsumlage - im laufenden Jahr durch Nachtrag 
verändert werden muss. Nach Beschluss der Verbandsver-
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sammlung werden dann die Abschlagszahlungen entsprechend 
angepasst.

D.	 Regelungen zur Kostenumlage während der Anlauf-
phase der Vergärungsanlage

Während der Erweiterung der Kompostierungsanlage im ers-
ten Bauabschnitt und der Errichtung der Vergärungsanlage 
und Inbetriebnahme der verschiedenen Anlagenteile bis zum 
Erreichen eines stabilen Betriebszustandes - beides wird 
auch nach Zweckverbandsgründung noch andauern - werden 
die spezifischen Behandlungskosten der Anlage bezogen auf 
einzelne Abrechnungsjahre voraussichtlich erheblich schwan-
ken.

Dies ist der Tatsache geschuldet, dass bereits erhebliche Kos-
ten für die Errichtung bzw. die Inbetriebnahme der Anlage an-
fallen, die Vergärung und die erfolgreiche Biogasverwertung 
jedoch erst mit einem zeitlichen Versatz erfolgen wird.

Da die Betriebsgesellschaft als GmbH nach Handelsrecht ihre 
Jahresabschlüsse erstellt, wird diese Schwankung auf jährlicher 
Basis wirksam werden. Unter der Voraussetzung, dass die Ver-
bandsumlage jährlich neu festgesetzt wird, kann es also voraus-
sichtlich auch jährlich zu starken Schwankungen der Verbands-
umlage kommen.

E.	 Sonderumlage

(1) Der Zweckverband wird im ersten Wirtschaftsjahr eine ein-
malige Sonderumlage für anfallende „Errichtungskosten“ von 
den Mitgliedern erheben. Diese Sonderumlage wird im Verhält-
nis der Planmengen der Verbandsmitglieder auf die Verbands-
mitglieder umgelegt.

(2) „Errichtungskosten“ sind:

-	 die Kosten für die Gründung einer operativen Betriebs-
führungsgesellschaft, insbesondere das aufzubringende 
Stammkapital sowie sonstige Gründungskosten,

-	 Geschäftsführungskosten für die Zeit vor gemeinsamer Ab-
fallverwertung, insbesondere Personalkosten für die Ge-
schäftsführung und

-	 Kosten der Verbandsverwaltung im ersten Geschäftsjahr.

Die Sonderumlage ist nach Geschäftsführungskosten und Kos-
ten für Stammkapital der Tochtergesellschaft getrennt zu er-
stellen.

F.	 Umsatzsteuer

Soweit in dieser Anlage Verbandsumlageregelungen vereinbart 
werden, verstehen sich die daraus resultierenden Beträge als 
Nettobeträge und unterliegen der zum Zeitpunkt der Leistungs-
erbringung jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer, so-
fern diese anfällt.“

Richtlinien für die Benutzung 
der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes 

(Nutzungsrichtlinien 2020)

Einführungserlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Abteilung 4, Nr. 10/2024 - Verkehr 
Vom 3. September 2024

Der Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur 
führte mit Allgemeinem Rundschreiben Straßenbau (ARS) 
Nr. 07/2020 vom 14. März 2020 die „Richtlinien für die Be-
nutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes“ 
(Nutzungsrichtlinien 2020) ein. Die Nutzungsrichtlinien 2020 
sind auf der Homepage des Bundesministeriums für Digitales 
und Verkehr unter www.bmdv.bund.de veröffentlicht.

Es wird gebeten, die Nutzungsrichtlinien 2020 für den Bereich 
der Bundesstraßen in Auftragsverwaltung zu beachten. Im In-
teresse der einheitlichen Handhabung sind sie auch für den Be-
reich der Landesstraßen entsprechend anzuwenden. Für die im 
Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien Städte und 
Gemeinden des Landes Brandenburg liegenden Straßen wird 
die entsprechende Anwendung empfohlen.

Das den Nutzungsrichtlinien 2020 zugrundeliegende Tele-
kommunikationsgesetz vom 22.  Juni 2004 (BGBl.  I S. 1190) 
wurde in der Zwischenzeit durch das Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinien (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen 
Kodex für die elektronische Kommunikation (Neufassung) 
und zur Modernisierung des Telekommunikationsrechts (Tele-
kommunikationsmodernisierungsgesetz) vom 23.  Juni 2021 
(BGBl.  I S.  1858) außer Kraft gesetzt. Aktuell gilt das Tele-
kommunikationsgesetz vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), 
das zuletzt durch Artikel  35 des Gesetzes vom 6.  Mai 2024 
(BGBl.  2024 I Nr.  149) geändert worden ist. Es wird darauf 
hingewiesen, dass Teil E „Telekommunikationslinien“ der 
Nutzungsrichtlinien 2020 bisher nicht an die aktuelle Rechts-
lage angepasst worden ist.

Dieser Erlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften-
system“ (BRAVORS) unter der Internetseite www.landesrecht.
brandenburg.de eingestellt.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
Der Einführungserlass bezüglich der Nutzungsrichtlinien vom 
2. August 2019 (ABl. S.  818) ist aufgrund seiner Befristung 
außer Kraft getreten.

Die Geltung dieses Erlasses ist entgegen § 30 Absatz 6 der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes 
Brandenburg vom 15. März 2016 unbefristet.
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Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Beschichtungsanlage für Oberflächen 

unter Einsatz von Lösungsmitteln 
in 16515 Oranienburg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 17. September 2024

Der Firma ORAFOL Europe GmbH, Orafolstraße 1 in  
16515 Oranienburg, wurde die Genehmigung nach §  4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, die An- 
lage zum Beschichten von bahnenförmigen Materialien un- 
ter Einsatz von Lösungsmitteln (Beschichtungsanlage, BST 
Nr. 10652120000-4007) auf dem Grundstück in 16515 Oranien-
burg, Orafolstraße 1, Gemarkung Oranienburg, Flur 1, Flur-
stücke 6/18, 6/19, 6/20, 6/21, 6/22, 6/23, 6/85, 106, 136, 137, 
198, 322, 450, 451, 4080 zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma ORAFOL Europe GmbH, Orafolstraße 1 in 
16515 Oranienburg wird die Genehmigung erteilt, die 
Anlage  4007 zur Beschichtung von bahnenförmigen 
Substraten unter Verwendung von organischen Lösungs-
mittel auf dem Grundstück in 16515 Oranienburg, 
Orafolstraße 1, Gemarkung Oranienburg, Flur 1, Flur-
stücke 6/18, 6/19, 6/20, 6/21, 6/22, 6/23, 6/85, 106, 136, 
137, 198, 322, 450, 451, 4080 in dem unter II. und III. 
dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter 
Einhaltung der unter IV. genannten Inhalts- und Neben-
bestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) für die  
Halle 10 als Produktionshalle mit Büro-, Sozial- 
räume, Labore, Treppenaufgänge, Trafo, Konfektio- 
nierungsbereich, halbautomatisierten Rollenlager, 
Sprinklerzentrale, Raumluftanlagen, mit AwSV-An-
lagen (Ansatzraum, Tanklager, Tankflächen, Halb-
fabrikationsräume, einschließlich der Rohrleitungen 
in denen wassergefährdende Stoffe transportiert wer-
den) und mit Außenanlagen, wie Versickerungsein-
richtungen, Abwasserleitungen und Verbrennungs-
einrichtungen verbunden mit einer Thermalölanlage 
und Dampfkessel, einschließlich der Befreiung gem. 
§ 31 Abs. 2 BauGB von der Festsetzung zur zulässi- 
gen Oberkante von baulichen Anlagen von 51,1 m  
über NHN in dem eingeschränkten Industriegebiet 2 
GIe 4 des B-Plans Nr. 107 „Gewerbegebiet Nord“ - 
1. Änderung i. V. m. § 214 Absatz 4 BauGB der Stadt 
Oranienburg, für die Halle 10 mit haustechnischen 
Raumluftanlagen mit 17 m Höhe (55,4 m über NHN) 

sowie dem Schornstein der Nachverbrennungsanlage 
mit 24 m Höhe (61,4 m über NHN),

-	 die wasserrechtlichen Entscheidungen über die An-
zeige von Entwässerungsanlagen nach §  60 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. V. m. § 71 Abs. 1 
des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) mit  
den Stellungnahmen Reg.-Nr.: KaSt-Or-592/2021 
(Schmutzwasserentsorgung) und KaRSt-Or-593/2023  
(Niederschlagsentwässerung),

-	 den 3. Nachtrag zur Indirekteinleitergenehmigung 
gemäß §  3 Indirekteinleiterverordnung (IndV) der 
Reg.-Nr. IG31-Or-177/2012 vom 20.02.2022 für eine 
Gesamtmenge von 10,57 m3/d (3 900 m3/a),

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis nach § 9 Branden-
burgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG), im 
Rahmen der Baumaßnahme „Errichtung Halle 10 
und der Sickereinrichtung“ in das Bodendenkmal 
Nr. 70035, dem ehemaligen Konzentrationslager (KZ)  
Sachsenhausen, einzugreifen,

-	 die Beschränkung notwendiger Stellplätze auf  
20 Stück, aufgrund der Art und der Nutzung der  
baulichen Anlage Halle 10 gemäß §  5 Abs.  1 der 
Stellplatzsatzung der Stadt Oranienburg,

-	 die Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Nummer 4 Betriebs-
sicherheitsverordnung (BetrSichV) für die beantragte 
Lageranlage, bestehend aus 4 Tanks (3 x Haftkleb-
stoff a 25 m3, 1x Ethylacetat mit 25 m3), Abfüllfläche 
und Rohrleitung, für entzündliche Flüssigkeiten mit 
mehr als 10 000 Liter Gesamtlagermenge.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Für die Anlage ist das BVT-Merkblatt „Oberflächenbehandlung 
unter Verwendung von organischen Lösungsmitteln“ von Au-
gust 2007 maßgeblich.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 19.  September 2024 bis einschließlich 
2.  Oktober 2024 auf der Internetseite des Landesamtes für 
Umwelt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-west zugänglich gemacht.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli- 
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  13 des Gesetzes vom 
8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Absage des Erörterungstermins zum  
Genehmigungsantrag Wesentliche Änderung  
einer Windkraftanlage in 16278 Angermünde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 17. September 2024

Die Firma Phase 5 GmbH & Co. Windkraft I KG, Vielitzer 
Weg 12 in 16835 Lindow (Mark), beantragt die Genehmigung 
nach § 16b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück in 16278 Angermünde in der Gemarkung 
Dobberzin, Flur 1, Flurstück 52 eine Windkraftanlage wesent-
lich zu ändern (Az.: G03223).

Mit Bekanntmachung vom 18.  Juni 2024 wurde die Durch-
führung eines Erörterungstermins für den 24. September 2024 

um 10 Uhr im Projekthaus-AHA, Schwedter Straße 22 in  
16278 Angermünde angekündigt.

Die während der Einwendungsfrist form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen sind durch das Landesamt für Um-
welt geprüft worden. Nach Einschätzung der Behörde be-
dürfen diese Einwendungen keiner Erörterung. Daher wurde 
im Ergebnis nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden, 
dass der angekündigte Erörterungstermin nicht durchgeführt 
wird. Berücksichtigt und abgewogen wurden das Interesse 
der einwendenden Personen an einer weiteren Darlegung und 
Konkretisierung der Einwendungen sowie das Interesse der 
Genehmigungsbehörde an einer weitergehenden Sachverhalts-
aufklärung und das der Antragstellerin an einer zügigen Durch-
führung des Verfahrens.

Falls ein Genehmigungsbescheid erteilt wird, werden form- 
und fristgerecht erhobene Einwendungen inhaltlich im Ge-
nehmigungsbescheid berücksichtigt und den Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, wird eine Kopie des Ge-
nehmigungsbescheides zugestellt. Die Zustellung der Ent-
scheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli- 
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  13 des Gesetzes vom 
8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Brandenburg

Neunzehnte Satzung zur Änderung der Satzung 
des Versorgungswerkes der Rechtsanwälte 

in Brandenburg

Vom 15. September 2023

Artikel 1

Die Satzung des Versorgungswerks der Rechtsanwälte in Bran- 
denburg vom 7. November 2003 (ABl. 2004, S. 838), zuletzt 
geändert durch die Achtzehnte Satzung zur Änderung der Sat-
zung des Versorgungswerkes der Rechtsanwälte in Branden-
burg vom 26. Januar 2024 (ABl. 2024, S. 250), wird wie folgt 
geändert:

§ 9 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt geändert:

„(1) Pflichtmitglieder des Versorgungswerkes sind vorbehalt-
lich § 11 alle Mitglieder der Rechtsanwaltskammer des Landes 
Brandenburg,

1.	 wenn sie vor dem 26.04.2017 Mitglieder geworden sind

oder

2.	 wenn sie nach dem 25.04.2017 auf Grund der Zulassung oder 
Aufnahme als Rechtsanwalt, Syndikusrechtsanwalt, nieder-
gelassener europäischer Rechtsanwalt, niedergelassener 
europäischer Syndikusrechtsanwalt oder nach § 206 BRAO 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGB1. 
2023 I Nr. 64) geändert worden ist, Mitglied der Rechts-
anwaltskammer des Landes Brandenburg werden und zu 
diesem Zeitpunkt die Regelaltersgrenze des §  17 Abs. l 
noch nicht erreicht haben.“

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für Brandenburg in Kraft.

Genehmigung

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen und für 
Europa des Landes Brandenburg genehmige ich die am 15. Sep-
tember 2023 von der Vertreterversammlung zu Tagesordnungs-
punkt 11 c beschlossene Änderung der Satzung (Änderung von 
§ 9 Absatz 1 der Satzung).

Potsdam, den 7. August 2024

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Ausfertigungsvermerk 
zur Neunzehnten Satzung zur Änderung der Satzung 

des Versorgungswerkes der Rechtsanwälte in Brandenburg

Die Neunzehnte Satzung zur Änderung der Satzung des Ver-
sorgungswerkes der Rechtsanwälte in Brandenburg wurde von 
der Vertreterversammlung des Versorgungswerkes der Rechts-
anwälte in Brandenburg am 15. September 2023 beschlossen.

Die vorliegende Ausfertigung der Neunzehnten Satzung zur 
Änderung der Satzung des Versorgungswerkes der Rechts-
anwälte in Brandenburg stimmt mit dem von der Vertreterver-
sammlung beschlossenen Text überein.

Brandenburg an der Havel, den 23.08.2024

     Rechtsanwalt Jens Frick	 Rechtsanwalt Stephan Hoff
Vorsitzender des Vorstandes	 Vorsitzender
	 der Vertreterversammlung
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs- 
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt 
oder wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk ein-
getragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 
Termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an-
melden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der An-
tragsteller bzw. Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt 
und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch 
des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit 
die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das 
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten 
Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Uhrzeit Raum Ort
Donnerstag,
28.11.2024

10:00 Uhr 302,  
Sitzungssaal

Amtsgericht 
Frankfurt (Oder), 
Müllroser  
Chaussee 55, 
15236 Frankfurt 
(Oder)

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Diedersdorf

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Gemarkung Flur,  
Flurstück

Wirtschaftsart 
und Lage

m2 Blatt

Diedersdorf Flur 2,
Flurstück 538

Gebäude- und 
Freifläche, Land-
wirtschaftsfläche, 
Diedersdorf 105

2.553 284,
BV
lfd. 

Nr. 3

Lage: Diedersdorf 105, 15305 Vierlinden OT Diedersdorf
Bebauung: Einfamilienhaus

Verkehrswert:	 347.650,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 14.09.2022 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 10/22

Gesamtvollstreckungssachen

Amtsgericht Potsdam

Beschluss

In dem Gesamtvollstreckungsverfahren über das Vermögen der 
Potsdamer Chemiehandelsgesellschaft mbH i. L., Garten-
straße 42, 14482 Potsdam, vertreten durch den Liquidator 
Gustav Grauer, Aufenthalt unbekannt, Registergericht: Amts-
gericht Potsdam HRB 380 wird gemäß § 19 Abs. 1 Ziff. 1 GesO 
nach Verteilung eingestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann Erinnerung (§ 11 Abs. 2 RpflG) 
eingelegt werden. Die Erinnerung ist binnen einer Notfrist von 
zwei Wochen bei dem Amtsgericht Potsdam, Jägerallee 10 - 12, 
14469 Potsdam einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung 
der Entscheidung oder nach Ablauf des zweiten Tages nach 
Veröffentlichung der Entscheidung im Amtsblatt des Landes 
Brandenburg, wobei der frühere Zeitpunkt maßgeblich ist. Die 
Erinnerung ist schriftlich einzulegen (auch per Telefax) oder 
durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genannten 
Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amts-
gerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist ist jedoch nur ge-
wahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten 
Gerichte eingeht. Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vor-
geschrieben. Die Erinnerungsschrift muss die Bezeichnung der 
angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthalten, 
dass Erinnerung gegen diese Entscheidung eingelegt werde. 
Die Erinnerung ist von dem Erinnerungsführer oder seinem Be-
vollmächtigten zu unterzeichnen.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument ein-
gereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt den gesetzlichen 
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Anforderungen nicht. Das elektronische Dokument muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Per-
son signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg ein-
gereicht werden. Ein elektronisches Dokument, das mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen ist, darf auf einem sicheren Übermittlungs-
weg oder an das für den Empfang elektronischer Dokumente 
eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwaltungspost- 
fach (EGVP) des Gerichts übermittelt werden. Wegen der si- 

cheren Übermittlungswege wird auf §  130a Absatz  4 der 
Zivilprozessordnung verwiesen. Hinsichtlich der weiteren 
Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit 
den Gerichten wird auf die Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und  
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elek- 
tronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de 
verwiesen.
Amtsgericht Potsdam, 30. August 2024, 35 N 289/98

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein „Der Club e. V.“, Knappenweg 5, 15295 Groß Lin-
dow, ist am 20. März 2020 aufgelöst worden. Die Gläubigerin-
nen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche 
gegen den Verein bei nachstehend genanntem Liquidator an-
zumelden:

René Peisker
Geschwister-Scholl-Straße 9
15295 Groß Lindow

Der Verein Männergesangsverein 1874 Altdöbern e. V. i. L., 
c/o Hilmar Schwarzenau, Bahnhofstraße 51, 03229 Altdöbern, 
ist am 25. Juni 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatoren anzu-
melden:

Hilmar Schwarzenau	 Ulrich Brauer
Bahnhofstraße 51	 Ackerstraße 8
03229 Altdöbern	 03229 Altdöbern

Dieter Paulick	 Michael Schulz
Weststraße 5	 Bahnhofstraße 80
03229 Altdöbern	 03229 Altdöbern

Jörg Lebus
Richtstraße 11
01983 Großräschen
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